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Gedankenaustausch beim Wirtschaftsforum: Die Bürgermeister Gert Hager und Alexander Uhlig, Wirtschaftswissenschaftler Bernd Raffelhüschen und die
Volksbank-Vorstände Jürgen Zachmann und Klaus Frey (von rechts). Foto: Block

ZURPERSON

Bernd
Raffelhüschen

Bernd Raffelhüschen ist Profes-
sor für Finanzwissenschaft an
der Albert-Ludwigs-Universität
Freiburg im Breisgau und Pro-
fessor an der Universität Ber-
gen (Norwegen). Er studierte
in Kiel, Berlin, Aarhus (Däne-
mark) Volkswirtschaftslehre
und promovierte bzw. habili-
tierte in diesem Fach an der
Universität Kiel. 

Während seines Studiums
und in seiner beruflichen Lauf-
bahn lebte und arbeitete Raf-
felhüschen in den USA und
immer wieder in den skandina-
vischen Ländern. Seine For-
schungsschwerpunkte liegen
im Bereich der Sozialpolitik
und angewandten Analyse der
Generationsforschung. 

Raffelhüschen gehört zu den
ausgewiesenen Fachleuten
und ist ein Meinungsbildner in
der aktuellen Diskussion über
die Finanzierung der sozialen
Sicherung. Mit der „Generatio-
nenbilanz“ will er Lücken im
Sicherungssystem aufzeigen,
die der so genannte Generatio-
nenvertrag auf Grund der
Überalterung unserer Gesell-
schaft für künftige Generatio-
nen schafft.  mb

@@ Weitere Informationen zum
Thema im Internet unter:
www.uni-freiburg.de 

Runter von der „Titanic“
Bernd Raffelhüschen spricht beim Wirtschaftsforum im Pforzheimer VolksbankHaus harte Wahrheiten offen aus 
PFORZHEIM. „Wir haben kein
Problem, wir sind das Problem“,
übernimmt Professor Raffelhü-
schen Verantwortung für das
wirtschaftliche Desaster. Unver-
blümt gesteht der 47-Jährige das
Versagen seiner Generation ein.
Von PZ-Mitarbeiter
Michael Block

Dieses Geständnis erfolgte vor zahlrei-
chen Vertretern aus Politik und Wirt-
schaft, welche die ebenso fundierten
wie unterhaltsamen Ausführungen des
Freiburger Finanzwissenschaftlers im
Rahmen des Wirtschaftsforums im
Pforzheimer VolksbankHaus miterle-
ben konnten. Die Generation der unter
50-jährigen habe zu wenig erwirtschaf-
tet und darüber hinaus auch noch viel
zu wenig Nachwuchs gezeugt, so Raf-
felhüschen bei seinem Vortrag zum
Thema „Wirtschaft und Soziales in

Deutschland: von Politik und Mathe-
matik“. Anhand der demografischen
Entwicklung von der Bevölkerungspy-
ramide zum „eingeschnürten Tannen-
baum“, so Professor Raffelhüschen,
nahm er die Gäste mit auf eine Reise in
die Zukunft. Die vor allem frei sein
müsse von der „tickenden Zeitbombe“
Pflegeversicherung. Die heutigen Pfle-
gefälle bekämen Leistungen erstattet,
für die sie nichts eingezahlt haben,
begründet der Referent. Folglich nennt
er die Pflegeversicherung eine „Erb-
schaftsbewahrreform“. 

Und was die ausufernde Altersdelle
betrifft, so gab er Sozialbürgermeister

Gert Hager mit sarkastischem Unter-
ton schon mal den Hinweis: „Sie wer-
den im Jahr 2052 zwei Planstellen
einrichten müssen, um die Gratulati-
onsbesuche bei den 100-Jährigen be-
wältigen zu können“. 

Das heutige deutsche Sozialsystem
könne problemlos einem Vergleich mit
dem Feudalsystem im Mittelalter
standhalten. Zu retten sei die schwieri-
ge Lage auch über den Wettbewerb in
Krankenhäusern, bei Krankenkassen
oder Versicherungen. Nur wenn jeder
Bürger eine eigene Rechnung für seine
medizinische Behandlung erhalte, wer-
de er ein angemessenes Kostendenken
entwickeln.

Für Bernd Raffelhüschen ist klar:
„Reform steht für Kürzung in den
nächsten dreißig Jahren, das kann gar
nicht anders sein!“ Seine Kernbot-
schaft: Länger arbeiten (bis 67), dafür
weniger Rente (minus 7,2 Prozent). „Die
Löhne müssen weiter sinken“, forderte

der Referent mit Blick auf die wirt-
schaftliche Lage und verkündet: „Dies
ist das Ende des Wohlstandstaates".
Sozialpolitik funktioniere nur, wenn
die Wirtschaft funktioniert. Wenn aber
15 Prozent der Bevölkerung in Untätig-
keit verharren, dann sei das zuviel für
so wenig Wachstum, wie wir es nun
seit Jahren erleben. Nicht länger sei es
hinnehmbar, dass jeder dritte Euro, der
erwirtschaftet wird, in die Sozialausga-
ben wandert.

Klartext auch zur Bürgerversiche-
rung: „Nichts als eine doppelte Luft-
nummer!“ Die Kopfpauschale – wie in
der Schweiz praktiziert – bleibe die

einzige Alternative, weil sie – entkop-
pelt von den Löhnen – auch die Lohn-
nebenkosten senken werde.

„Länger arbeiten für weniger Rente“
werde die Devise für die Zukunft sein.
Aber auch wenn langfristig das Ren-
tenniveau auf rund 50 Prozent sinken
wird – bis 2035 sogar auf 46 Prozent! –
so werde dies trotzdem noch die reichs-
ten Rentner hervorbringen, die es je-
mals in Deutschland gab. „Wir haben
also überhaupt keinen Grund zur Kla-
ge“ hinterlässt Bernd Raffelhüschen
einige nachdenkliche Gesichter. 

Wer allerdings meinte, der Freibur-
ger Finanzwissenschaftler wolle seine
ernüchternde Analyse mit einem ver-
söhnlichen Fazit enden lassen, sah sich
getäuscht. Denn keinen Zweifel lässt er
in seiner brillanten und mit großem
Beifall aufgenommenen Analyse an
anderer Stelle: „Hartz IV ist der sanfte
Anfang von dem, was jetzt noch
kommt!“

Premiere hofft auf Milliarde
Geplanter Börsengang bevorzugt Mitarbeiter und Abonnenten – Ausgabekurs zwischen 24 und 28 Euro

MÜNCHEN. Der bisher größte Bör-
sengang in der deutschen Medienge-
schichte soll mehr als eine Milliarde
Euro in die Kassen des Bezahlsenders
Premiere und seiner Alteigentümer
spülen. Die Aktien der Premiere
AG sollen beim Börsengang am 9.
März 24 bis 28 Euro kosten. „Die
Preisspanne orientiert sich klar am
unteren Ende der Analystenbewertun-
gen“, sagte Premiere-Chef Georg Kofler
gestern in München. Ursprünglich hat-
te sich das Unternehmen eine höhere
Bewertung erhofft. Institutionelle Anle-
ger drängten aber auf einen niedrige-
ren Preis. Das Unternehmen wird nun
mit 2 bis 2,3 Milliarden Euro bewertet.

Premiere gehörte früher zur Kirch-
Gruppe und war mit Milliardenverlus-
ten für den Zusammenbruch des Medi-
enimperiums mitverantwortlich. „Nach
dem Fehlversuch der Kirch-Gruppe ist
der Neustart von Pay-TV in Deutsch-
land und Österreich gelungen“, sagte
Kofler. Mit rund 3,25 Millionen Abon-
nenten und knapp einer Milliarde Eu-
ro Umsatz habe Premiere die kritische
Größe erreicht. 

Kofler deutete an, dass der Bezahl-
sender damit liebäugelt, eines Tages
einen frei empfangbaren Sender zu
übernehmen. „Eine solche Option kann
ich nicht ausschließen.“

Derzeit liegt die Mehrheit an der
Premiere AG beim Finanzinvestor
Permira. Nach dem Börsengang sollen
51,3 Prozent der Anteile im Streubesitz

sein. Angeboten werden zunächst 12
Millionen Aktien aus einer Kapitaler-
höhung und 24,6 Millionen Aktien aus
dem Besitz der Alteigentümer. Zudem
ist eine Mehrzuteilungsoption von
knapp 5,5 Millionen Alt-Aktien vorge-
sehen. Damit könnte der Börsengang
knapp 1,2 Milliarden Euro bringen.
Falls die Preisspanne nicht noch wegen
geringer Nachfrage gesenkt wird, liegt
der Mindesterlös bei etwa 880 Millio-
nen Euro. Knapp ein Drittel davon
fließt Premiere zu, der Großteil kommt
den Alteigentümern zugute.

Kofler selbst verkauft 2,5 Millionen
Aktien und kann so bis zu 70 Millionen

Euro einstreichen. Der Sender-Chef be-
tonte aber, dass er auch künftig noch
13,9 Prozent der Anteile halten werde.
„Es gibt wohl kaum einen Vorstands-
chef eines großen Unternehmens, der so
viel privates Vermögen auf die Zukunft
seiner Firma setzt.“ Permira wird künf-
tig noch 23,7 Prozent halten. Dieses
Engagement zeige, dass die Finanzin-
vestoren an die Zukunft des Unterneh-
mens glaubten, sagte Kofler. Er sehe
große Zukunftschancen für das Bezahl-
fernsehen in Deutschland, die Markt-
durchdringung sei mit acht Prozent der
Haushalte noch deutlich niedriger als in
anderen Ländern. Die Premiere AG ist

nach Einschätzung Koflers ein Kandi-
dat für den M-DAX. Innerhalb von 12
bis 18 Monaten solle das Unternehmen
in den Index einziehen, in dem die
wichtigsten Unternehmen nach den
DAX-Konzernen vertreten sind. Kofler
wünscht sich eine Mischung von 50
Prozent Privatanlegern und 50 Prozent
Institutionellen. Premiere-Abonnenten,
die Aktien kaufen wollen, sollen bevor-
zugt behandelt werden. Es gibt für sie,
anders als für Premiere-Mitarbeiter,
aber keine garantierte Zuteilung. dpa

Haasis Favorit 
für Spitzenamt
STUTTGART. Der Präsident des Spar-
kassenverbandes Baden-Württemberg,
Heinrich Haasis, soll 2006 Chef des
Deutschen Sparkassenverbandes wer-
den. Dies berichtet die „Stuttgarter
Zeitung“ in ihrer Dienstagausgabe.
Nach Informationen des Blattes hat der
59-jährige Haasis die besten Chancen,
im kommenden Jahr Nachfolger von
Dietrich Hoppenstedt in Berlin zu wer-
den. Der deutsche Sparkassen- und
Giroverband in Berlin wie auch der
baden-württembergische Sparkassen-
verband kommentierten die Zeitungs-
meldung nicht. 

Die Zeitung zitierte einen hochran-
gigen Sparkassenmanager mit der Aus-
sage: „Haasis ist der gesetzte Kandidat“.
Eine Mehrheit der Vertreter von Spar-
kassen, Landesbanken und Kommu-
nen stehe hinter ihm, schreibt das Blatt
weiter. Die Amtsperiode des jetzigen
Sparkassenpräsident Hoppenstedt war
nach sechsjähriger Amtsdauer 2004
ausgelaufen und um zwei Jahre verlän-
gert worden. lsw

„Das Ding muss weg,
bevor der demografische
Orkan losgeht!“
Bernd Raffelhüschen über die Auswirkun-
gen der Pflegeversicherung

„Hartz IV ist der sanfte
Anfang von dem, was jetzt
noch kommt!”
Bernd Raffelhüschen

– ANZEIGE –

Das Bezahl-Fernsehen macht sich bezahlt. Foto: dpa

Bosch soll 75
Millionen zahlen
STUTTGART. Der Autokonzern Daim-
lerChrysler fordert nach einem Bericht
des Magazins „Focus Money“ vom Zu-
lieferer Bosch wegen der Panne mit
fehlerhaften Dieselpumpen 75 Millio-
nen Euro Schadenersatz. Ein Sprecher
des Stuttgarters Autokonzerns wollte
gestern den Bericht nicht kommentie-
ren. Aus Branchenkreisen war zu er-
fahren, dass die Gespräche zwischen
Bosch und DaimlerChrysler noch lau-
fen und es noch keinen genauen Zah-
len für einen möglichen Schadenersatz
gebe.

Das Wirtschaftsmagazin schreibt un-
ter Berufung auf einen DaimlerChrys-
ler-Manager, dass der tatsächliche
Schaden bei 100 Millionen Euro liege,
der Autobauer aber nur 75 Millionen
Euro zurückfordere. Branchenkreise
hatten den Schaden, der durch die
Lieferung fehlerhafter Hochdruckein-
spritzpumpen entstanden ist, im Janu-
ar auf eine niedrigen dreistelligen Mil-
lionenbetrag geschätzt.

Allein die hauptbetroffenen Auto-
bauer BMW und DaimlerChrysler
konnten seit Januar zehntausende Au-
tos nicht bauen oder mussten sie in die
Werkstätten rufen. Seit dem 4. Februar
produziert die Robert Bosch GmbH
(Stuttgart) mit Hochdruck wieder Die-
selpumpen, nachdem der durch einen
Unterzulieferer verursachte Fehler ab-
gestellt worden ist. lsw

Raiffeisenbanken
legen kräftig zu
STUTTGART. Die Volks- und Raiffei-
senbanken in Württemberg haben im
Geschäftsjahr 2004 ihr Betriebsergeb-
nis nach Risiko um knapp 30 Prozent
auf 402 Millionen Euro gesteigert. Wie
der Präsident des Württembergischen
Genossenschaftsverbandes (Geno), Er-
win Kuhn, gestern in Stuttgart sagte,
sei entscheidend dafür gewesen, dass
der Risikoaufwand um ein Viertel auf
0,32 Prozent des durchschnittlichen
Geschäftsvolumens zurückgeführt
wurde. Der Zinsüberschuss von 1,48
Milliarden Euro habe sich auf dem
stabilen Niveau von 2,58 Prozent des
durchschnittlichen Geschäftsvolumens
gehalten. Kuhn sieht die genossen-
schaftlichen Banken „hervorragend für
die Zukunft gerüstet“. lsw

Kalter Winter
heizt Ölpreis an
LONDON/NEW YORK. Das kalte
Winterwetter auf der Nordhalbkugel
hat die Ölpreise am Dienstag weiter in
die Höhe getrieben. In London kostete
ein Barrel (159 Liter) der Nordseesorte
Brent am frühen Nachmittag 47,36
US-Dollar. Das waren 63 Cent mehr als
zu Handelsschluss am Montag. Der
Preis für OPEC-Rohöl hat die Marke
von 43 Dollar überschritten. dpa @@ Weitere Informationen zum

Thema im Internet unter: 
www.premiere-world.de

„Die Preisspanne orientiert
sich klar am unteren Ende
der Analystenbewertun-
gen.“
Premiere-Chef Georg Kofler zum mögli-
chen Ausgabekurs der Aktien
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